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Nr. 12/2023 (Redaktionsschluss Ende November 2023) 
 

 

Aktuelle Steuer-Nachrichten 

  

1.  Aus Gesetzgebung und Verwaltung: 

a)  Wachstumschancengesetz: Bundesrat beruft Ver-
mittlungsausschuss ein  

Nachdem der Bundestag am 17.11.2023 das Wachstums-
chancengesetz beschlossen hat, stimmte der Bundesrat 
dem Gesetz in dieser Form nicht zu und hat deshalb am 
24.11.2023 den Vermittlungsausschuss einberufen. Haupt-
kritikpunkte der Länder sind zum einen, dass zahlreiche 
Änderungsvorschläge des Bundesrates aus dessen Stel-
lungnahme nur punktuell übernommen worden sind. Zum 
anderen bestehe Überarbeitungsbedarf aufgrund der vielen 
kurzfristigen Ergänzungen am Ende des Bundestagsver-
fahrens.  

Im Vermittlungsausschuss muss nun eine Einigung zwi-
schen Bundestag und Bundesrat erzielt werden. Fraglich 
ist jedoch, ob das Gesetzgebungsverfahren noch in diesem 
Jahr abgeschlossen werden kann oder ob es erst im Jahr 
2024 beendet wird. Bei einer schnellen Einigung im Ver-
mittlungsausschuss müsste der Bundestag das WCG vor 
dem 15.12.2023 beschließen, damit die Zustimmung des 
Bundesrats am 15.12.2023 erfolgen kann.  

b)  ZuFinG beschlossen  

Dagegen hat das Zukunftsfinanzierungsgesetz (kurz Zu-
FinG) sowohl am 17.11.2023 den Bundestag als auch am 
24.11.2023 den Bundesrat passiert und kann nun im Bun-
desgesetzblatt noch im Jahr 2023 verkündet werden.  

Durch das ZuFinG werden die steuerlichen Regelungen im 
Zusammenhang von Mitarbeiterbeteiligungen verbessert. 
So wird der steuerfreie Betrag für Vorteile des Arbeitneh-
mers aus der unentgeltlichen oder verbilligten Überlassung 
von Vermögensbeteiligungen (Aktien, GmbH-Anteile etc.) 
im Rahmen eines gegenwärtigen Dienstverhältnisses von 
derzeit 1.140 Euro auf 2.000 Euro (ab 2024) erhöht (§ 3 
Nr. 39 EStG). Darüber hinaus kann auch die Steuerstun-
dungsregelung für Mitarbeiterbeteiligungen in § 19a EStG 
angewendet werden, die ebenfalls durch das ZuFinG ver-
bessert wird. Neu ist z.B., dass auch Anteile von den Ge-
sellschaftern des Unternehmens des Arbeitgebers unter 
die Regelung fallen. Zudem wurde die Maximalfrist der 

Steuerstundung (aufgeschobene Besteuerung) von derzeit 
12 auf 15 Jahre erhöht. Ferner müssen für die Anwendung 
des § 19a EStG die KMU-Schwellenwerte eingehalten 
werden, die durch das ZuFinG verdoppelt bzw. hinsichtlich 
der Mitarbeiterzahl sogar vervierfacht werden. Die Steuer-
stundung kann auch vor Ablauf von 15 Jahren enden, z.B. 
bei Beendigung des Dienstverhältnisses. Da in diesen 
beiden Fällen die Besteuerung erfolgt, ohne das dem Ar-
beitnehmer liquide Mittel zufließen, kann der Besteue-
rungszeitpunkt auf den tatsächlichen Verkaufszeitpunkt 
verlagert werden (§ 19a Abs. 4b EStG). Voraussetzung 
dafür ist aber die auf freiwilliger Basis unwiderrufliche Er-
klärung des Arbeitgebers, dass er die Haftung für die ein-
zubehaltende und abzuführende Lohnsteuer übernimmt. 
Die steuerlichen Neuregelungen des ZuFinG gelten erst-
mals für den VZ 2024. 

c)  Mindestbesteuerungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz 

Das Mindestbesteuerungsrichtlinie-Umsetzungsgesetz 
(MinStRLUmsG) wurde am 10.11.2023 vom Bundestag 
beschlossen. Die Zustimmung des Bundesrats ist am 
15.12.2023 geplant. Im Zentrum des MinStRLUmsG steht 
die Einführung des sog. Mindeststeuergesetzes (MinStG), 
das in der finalen Fassung auf 101 Paragrafen angewach-
sen ist und die deutsche Umsetzung der Mindestbesteue-
rung für Unternehmen multinationaler Unternehmensgrup-
pen mit einem jährlichen Gruppenumsatz von mindestens 
750 Mio. Euro darstellt. Ergänzt wurde das MinStG zum 
Schluss noch um Erleichterungen, die sog. Safe-Harbour-
Regelungen, entsprechend den Vorgaben des OECD-
Regelungswerks. Daneben wurde in diesem Gesetz u.a. 
die AStG-Niedrigsteuergrenze in § 8 Abs. 5 AStG von 25% 
auf 15% herabgesenkt und Änderungen bei der Lizenz-
schranke in § 4j EStG vorgenommen.  

2.  Allgemeine Steuerzahlungstermine im Januar und 
Februar 2024 

Das erste Datum gibt den gesetzlichen Fälligkeitstermin an, 
das zweite Datum das Ende der Zahlungs-Schonfrist: LSt, 
Kirchen-LSt, Solz-LSt, USt: 10.01./15.01.; LSt, Kirchen-LSt, 
Solz-LSt, USt: 12.02./15.02.; GewSt, GrundSt: 15.02./19.02. 
Hinweis: Schonfristen gelten nicht für Bar- u. Scheckzahler. 
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- Aufteilung des Gesamtkaufpreises in 
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anteil 2/4 

- Freiwillige Einlage i.S.d. § 15a EStG 3/3 
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- „Finale“ Verluste von EU-
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gang" in § 12 Abs. 2 Satz 1 UmwStG 

2006 3/6 

 


